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B E B A U U N G S P L A N   
MIT GRÜNORDNUNGSPLAN 

 

   

LOHE  

   
   
STADT 
LANDKREIS 
REGIERUNGSBEZIRK 

MAINBURG 
KELHEIM 

NIEDERBAYERN 

  

   

   

Präambel: 
Die Stadt Mainburg erlässt gemäß § 2 Abs. 1, §§ 9 und 10 des 
Baugesetzbuches (BauGB) und der zum Zeitpunkt des Erlasses gültigen 
Fassungen des BauGB, der Bayerischen Bauordnung (BayBO), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO) und der Planzeichenverordnung (PlanZV) dieses 
Deckblatt 1 zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Lohe“ als  
S a t z u n g. 

  

   

§ 1 – Räumlicher Geltungsbereich 
Als räumlicher Geltungsbereich gilt der Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan i. d. F. vom __.__.____ einschließlich Festsetzungen 
durch Text und Festsetzungen durch Planzeichen. 
 

§ 2 – Bestandteil der Satzung 
Als Bestandteil dieser Satzung gelten der ausgearbeitete Bebauungsplan 
mit Grünordnungsplan sowie die Festsetzungen durch Text und 
Festsetzungen durch Planzeichen einschließlich der Begründung mit 
Umweltbericht. 
 

§ 3 – Inkrafttreten 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

  

   

   

   

   

   

   

 

Planung 
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Stand 
 

11.08.2026 – Entwurf 
 

 

 

Die Aufstellung des Bebauungsplans mit Grünordnungsplan "Lohe" erfolgt gemäß § 10 BauGB und 
wird im Regelverfahren durchgeführt. 
 

1 AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Die Stadt Mainburg hat in der Sitzung vom 11.03.2026 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung 
des Bebauungsplans mit Grünordnungsplan "Lohe" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde 
am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht. 
 

2 FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT UND DER BEHÖRDEN 
Die Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wird in der Zeit vom 24.04.2026 bis einschließlich 29.05.2026 durchgeführt. 
 

3 VERÖFFENTLICHUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 11.08.2026 wird mit der Begründung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 10.09.2026 bis 12.10.2026 im Internet veröffentlicht. Zusätzlich 
werden die Unterlagen während der üblichen Dienststunden im Stadtbauamt, Marktplatz 1, 
öffentlich ausgelegt. Die Unterlagen werden über das zentrale Internetportal des Landes 
zugänglich gemacht. 
 

4 BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 11.08.2026 werden die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 10.09.2026 bis 
12.10.2026 beteiligt. 
 

5 SATZUNGSBESCHLUSS 
Die Stadt Mainburg hat mit Beschluss vom __.__.____ den Bebauungsplan mit Grünordnungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen. 
 

6 AUSGEFERTIGT 
Nach Abschluss des Verfahrens bedürfen die Bauleitpläne der Ausfertigung. 
 
 
 
Stadt Mainburg, den ……………………………………………………. 
 Karoline Fritz-Ertlmaier, Erste Bürgermeisterin 
 

7 INKRAFTTRETEN 
Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan wurde am __.__.____ gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich in der Hallertauer Zeitung und im Internet bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf 
Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan ist damit in Kraft 
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1  und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die 
§§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen. 
 
 
 
Stadt Mainburg, den ……………………………………………………. 
 Karoline Fritz-Ertlmaier, Erste Bürgermeisterin 
 

2.3 Höhe baulicher Anlagen 

2.3.1 Wandhöhe 
Garagen/ Carports/ Nebenanlagen: max.   3,50 m 
Gebäude auf Parzelle 1: max. 12,00 m 
Gebäude auf den Parzellen 2-4: max. 10,00 m 
Gebäude auf den Parzellen 5-20: max.   6,50 m 

Definition: 
Die Wandhöhe ist zu messen ab FFOK-Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der 
Dachhaut an der Traufseite oder bis zum oberen Abschluss der Wand. 

2.4 Bezugspunkt der Höhe baulicher Anlagen (§ 18 Abs. 1 BauNVO) 
Die FFOK-Erdgeschosshöhen der Gebäude und baulichen Anlagen sind auf das Niveau der 
jeweiligen Erschließungsstraße zu legen (Bezugspunkt gemäß Planzeichen). 
Eine Höhendifferenz bis max. 0,50 m ist zulässig. 

3 BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Im gesamten Baugebiet gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. 

Eine Grenzbebauung ist nur für Garagen/ Carports/ Nebenanlagen zulässig. 

 

5 FIRSTRICHTUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Ein detaillierte Firstrichtung wird nicht festgesetzt. 
Die Firstrichtung hat jedoch parallel zur längeren Gebäudeseite zu verlaufen. 

6 ZAHL DER WOHNUNGEN (§ 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB) 

Grundstück max. zulässige Wohnungen je Gebäude 

Parzelle 1 --- 

Parzellen 2-4 9 Wohnungen je Gebäude 

Parzellen 5-20 
1 Wohnung zzgl. 1 Einliegerwohnung bis 45 m² Wohnfläche 
je Gebäude 

7 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (ART. 81 BAYBO) 

7.1 Gestaltung baulicher Anlagen 

7.1.1 Garagen/ Carports/ Nebenanlagen 
Dachform:  Flachdach (FD), Satteldach (SD) / Walmdach (WD); 
Dachneigung:  max. 25°; 
Dachdeckung:  alle harten Deckungen sowie Gründach; 
Dachaufbauten:  unzulässig. 

7.1.2 Gebäude 
Parzelle 1: 
Dachform:  Flachdach (FD) / Satteldach (SD) / Walmdach (WD); 
Dachneigung:  max. 25°; 
Dachdeckung:  alle harten Deckungen sowie Gründach; 
Dachüberstand:  Ortgang und Traufe max. 1,00 m; 
  Vordächer bei gewerblicher Nutzung bis max. 4,00 m Tiefe zulässig; 
Dachaufbauten:  unzulässig; 
Zwerch-/Standgiebel: unzulässig. 

Parzellen 2-4: 
Dachform:  Satteldach (SD) / Walmdach (WD); 
Dachneigung:  max. 25°; 
Dachdeckung:  Ziegel- oder Betondachsteine, rot-rotbraun; anthrazit, grau; 
  Metalldach in Alu oder Edelstahlausführung; 
Dachüberstand:  Ortgang und Traufe max. 1,20 m, 
  bei Balkon- und Terrassenüberdachungen sowie Eingangsbereichen 
  bis max. 3,00 m zulässig; 
Dachaufbauten:  unzulässig; 
Zwerch-/Standgiebel: unzulässig. 

Parzellen 5-20: 
Dachform:  Satteldach (SD), Walmdach (WD), Zeltdach (ZD); 
Dachneigung:  max. 25°; 
Dachdeckung:  Ziegel- oder Betondachsteine, rot-rotbraun; anthrazit, grau; 
Dachüberstand:  Ortgang und Traufe max. 1,00 m; 
Dachaufbauten:  unzulässig; 
Zwerch-/ Standgiebel: unzulässig. 

A) BEBAUUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und Art. 81 BayBO 

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS.1 NR.1 BAUGB) 

1.1 Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
Zugelassen werden folgende Nutzungen: 

 Wohngebäude auf den Parzellen 2-20 
 Wohnnutzung auf Parzelle 1 nur in Form von Betriebsleiterwohnungen sowie 

Mitarbeiterwohnungen, 
 Geschäfts- und Bürogebäude,  
 Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes, 
 sonstige Gewerbebetriebe, 
 Räume für freie Berufe gemäß § 13 BauNVO, 
 Anlagen für Verwaltungen sowie für kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Nicht zulässig sind im MI gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO folgende Nutzungen: 

 Wohngebäude auf Parzelle 1, 
 Anlagen für kirchliche Einrichtungen, 
 Tankstellen, 
 Vergnügungsstätten aller Art. 

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 

2.1 Zulässige Grund-/ Geschossfläche 

Nutzung 
Grundflächenzahl (GRZ) 
§ 17 i. V. m. § 19 BauNVO 

Geschossflächenzahl (GFZ) 
§ 17 i. V. m. § 20 BauNVO 

Parzelle 1 max. 0,8 max. 1,6 

Parzellen 2-4 max. 0,5 max. 1,0 

Parzellen 5-20 max. 0,4 max. 0,8 

Hinweis auf § 19 Abs. 4 Satz 1-3 BauNVO (GR 2): 
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen/ Carports/ Nebenanlagen/ Stellplätze 
und deren Zufahrten um 50 v.H. überschritten werden, höchstens bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 

2.2.1 Garagen/ Carports/ Nebenanlagen (GA/ CP/ NA) 
In den Parzellen 1 und 5-20 hat die Anordnung der Garagen/ Carports/ Nebenanlagen 
oberirdisch zu erfolgen. 

In den Parzellen 2-4 ist auch die Errichtung von Tiefgaragen zulässig. 

2.2.2 Gebäude 
Parzelle 1: --- 

Parzellen 2-4: max. 3 Vollgeschosse 
Bauweise:  Erdgeschoss und 2 Obergeschosse (E+II). 

Parzellen 5-20: max. 2 Vollgeschosse 
Bauweise:  Erdgeschoss und Obergeschoss (E+I). 

4 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden über die Festsetzung von Baugrenzen gemäß 
§ 23 Abs. 3 BauNVO definiert.  Diese untergliedern sich in Baugrenzen für die Gebäude der 
Hauptnutzungszwecke sowie in Baugrenzen für Nebenanlagen, Carports und Stellplätzen. 
Auf die Festsetzung durch Planzeichen zu Baugrenzen wird Bezug genommen. 

Grenzbebauung 
An der Grundstücksgrenze errichtete bauliche Anlagen sind im Hinblick der Wandhöhe, der 
Dachform, der Dachneigung sowie der Dachdeckung einheitlich auszubilden. Der Nachplanende 
hat sich dem Erstplanenden unterzuordnen. 
Hinweis: 
Eine Überschreitung ist nur in geringfügigem Ausmaß zulässig, soweit keine Verletzung der erforderlichen 
Abstandsflächen hervorgerufen wird. 

4.1 Abstandsflächen 

Die Tiefe der Abstandsflächen bemisst sich auf allen Parzellen gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO 
in der jeweils gültigen Fassung. Ein Mindestabstand zur benachbarten Grundstücksgrenze von 
3,00 m ist dabei einzuhalten. 

Maßgebend für die Ermittlung der Abstandsflächen ist die fertige Geländeoberfläche. 

4.2 Verkehrsflächen 

4.2.1 Zufahrten 
Die verkehrliche Erschließung hat ausschließlich über die im Bebauungsplan ausgewiesenen 
Ein-/ Ausfahrten zu erfolgen. 

4.2.2 Stellplätze 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge zum Nachweis der Stellplatzpflicht sind ausschließlich auf den 
privaten Grundstücksflächen anzuordnen. 

4.2.3 Anzahl der Stellplätze 
Auf den Parzellen 1 sowie 5-20 gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Mainburg in der jeweils 
aktuellen Fassung. 

Auf den Parzellen 2-4 sind mindestens 50% der Stellplätze in einer Tiefgarage bereitzustellen. 
Die verbleibenden Stellplätze sind oberirdisch nachzuweisen. Zudem ist je Gebäude 
ein Besucherstellplatz zu errichten. 

7.2 Regenerative Energien 
Bei geneigten Dächern sind Solar- und Photovoltaikanlagen ausschließlich entsprechend dem 
Verlauf der Dachneigung als eigenständige Dachhaut zulässig. Bei Flachdächern sind 
aufgeständerte Solar- und Photovoltaikanlagen mit einem Mindestabstand von 0,50 m zur 
Außenwand zulässig. 

7.3 Einfriedungen 
Art und Ausführung: Holzzaun / Metallzaun / Maschendrahtzaun / lebende Zäune; 
Höhe der Einfriedung: straßenseitige Begrenzung: 
 max. 1,20 m ab OK Erschließungsfläche; 
 seitliche und rückwärtige Begrenzung: 
 max. 2,00 m ab fertigem Gelände. 
Sockel: max. 0,20 m. 

7.4 Gestaltung des Geländes 

7.4.1 Abgrabungen/ Aufschüttungen 
Abgrabungen und Aufschüttungen bis max. 2,00 m zulässig. 
Ein unmittelbares Aneinandergrenzen von Abgrabungen und Aufschüttungen ist unzulässig. 

7.4.2 Stützmauern 
Art und Ausführung:  Sichtbeton, Steingitterkörbe (Gabionen), Natursteinmauern. 
Höhe:  max. 1,50 m ab fertigem Gelände, 

Weitere Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen auszubilden. 
Stützmauern entlang von Grundstücksgrenzen am Baugebietsrand sind unzulässig. 
Hinweis: 
Die Geländehöhen sind auf die jeweiligen benachbarten Grundstücke abzustimmen. 

Gemäß § 37 WHG sind Abgrabungen und Aufschüttungen so auszuführen, dass die Veränderungen 
bezüglich wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil eines tieferliegenden Grundstücks erfolgen. 

Im Bauantrag sind sowohl die bestehenden als auch die geplanten Geländehöhen darzustellen. Maßgebend 
für die Ermittlung der Wandhöhen ist die FFOK-Erdgeschoss. 

7.5 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind nur an Gebäuden und baulichen Anlagen auf Parzelle 1 zulässig und dürfen 
nicht über die Fassadenoberkante hinausragen. Freistehende Werbeanlagen als Werbemasten, 
Werbestelen, Werbepylonen oder Fahnenmasten sind bis zu einer Höhe von max. 7,00 m 
zulässig. 

Beleuchtete Werbeanlagen sind nur zulässig, soweit die einzelnen Schriftzeichen rückseitig 
beleuchtet werden (indirekte Beleuchtung). 

Werbeanlagen sind so zu errichten, dass durch diese Verkehrsteilnehmer auf den öffentlichen 
Verkehrserschließungsstraßen nicht geblendet bzw. irritiert werden. Insbesondere der Verkehr 
auf der Bundesstraße 301 darf durch Werbeanlagen nicht negativ beeinträchtigt werden. 

Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung zulässig. 

8 RÜCKHALTUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER (§ 9 Abs. 14 BauGB): 

Auf den privaten Grundstücksflächen (5-20) sind ausreichend dimensionierte Rückhalte- bzw. 
Pufferanlagen zur Sammlung des anfallenden Niederschlagswassers in Form von Zisternen oder 
Rigolen bereitzustellen (dezentrale Niederschlagswasserrückhaltung). Der Überlauf erfolgt in die 
öffentliche Regenwasserkanalisation. 

B) GRÜNORDNUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 
 

9 NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 
Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen innerhalb des Geltungsbereiches sind 
versickerungsfähig als Rasen-, Wiesen- oder Pflanzflächen auszubilden. 

Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist nur für Zugänge, Zufahrten, Stellplätze, 
Aufenthaltsbereiche und Einfriedungen zulässig. Versickerungsfähige Belagsarten sind zu 
berücksichtigen. 
 

10 VERKEHRSFLÄCHEN, STELLPLÄTZE, ZUFAHRTEN UND ZUGÄNGE 
Die öffentlichen Verkehrsflächen sind hinsichtlich der jeweiligen Nutzung unterschiedlich 
auszubilden. Straßenflächen sind in Asphaltbelag zulässig. Untergeordnete Verkehrsflächen sind 
in Pflasterbelag auszubilden. 

Parkflächen sind in versickerungsfähiger Ausführung in Pflasterbelag zu errichten. 

Zufahrten und Zugänge im öffentlichen Bereich sind barrierefrei mit Pflasterbelag auszubilden. 

Die Stellplätze im Freibereich sind als befestigte Flächen mit Versiegelungsbeschränkung 
auszuführen, wobei der Durchlässigkeitsgrad der Belagsdecke der Durchlässigkeit des 
anstehenden Bodens anzupassen ist. Vorgesehen sind Porenpflaster, Rasenfugenpflaster, 
Sandfugenpflaster, Rasengitterpflaster, Schotterrasen und vergleichbare Beläge. 
 

11 ENTWICKLUNGSMASSNAHMEN/ PFLEGEMASSNAHMEN 
Die Mahd ist mittels Messerbalken vorzunehmen. Rotationsmäher oder Schlegelmulcher sind 
grundsätzlich auszuschließen. Durchführung der Mahd mit Mähwegen von innen nach außen. 
Ferner soll bei der Mahd im Wechsel ein Drittel der Fläche ausgenommen werden und in Streifen 
erfolgen. Das Mähgut ist erst am Tag nach der Mahd aus der Fläche zu entfernen und 
fachgerecht zu entsorgen. Ein Mulchen der Fläche sowie der Einsatz von Düngung, 
Pflanzenschutzmitteln und Kalkung sind nicht zulässig. 

Die nachstehenden Entwicklungsmaßnahmen sind dauerhaft zu unterhalten und entsprechend 
u. g. Vorgaben zu pflegen. 

11.1 Verkehrsgrün 
Entwicklungsmaßnahmen: 
Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung mit vor allem salzverträglichen Arten aus dem 
Herkunftsgebiet 16 „Unterbayerische Hügel- und Plattenregion“ zu verwenden. Ansaatstärke 
5 g/m². Der Kräuteranteil beträgt 30% und der Gräseranteil 70%. 

Pflegemaßnahmen: 
Ein- bis zweischürige Mahd je nach Aufwuchsmenge: 
 erster Schnitt Anfang Juni, 
 zweiter Schnitt Anfang August. 

11.2 Extensives, artenreiches Grünland 
Entwicklungsmaßnahmen: 
Entwicklung eines mäßig extensiv genutzten, artenreichen Grünlandes durch Ansaat (Biotoptyp 
G212 gemäß Bayerischer Kompensationsverordnung): 
 Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung für frische bis mäßig trockene Standorte aus dem 

Herkunftsgebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plattenregion zu verwenden. Das 
Mischungsverhältnis beträgt 50% Kräuter und 50% Gräser. Ansaatstärke 4 g/m². 

Pflegemaßnahmen: 
In den ersten drei Jahren dreischürige Mahd in Abhängigkeit der Aufwuchsmenge erforderlich. Im 
Weiteren ist eine zweischürige Mahd durchzuführen: 
 erster Schnitt Mitte Juni bis Mitte Juli je nach Aufwuchsmenge, 
 zweiter Schnitt zwischen Anfang September und Oktober je nach Zeitpunkt der Erstmahd und 

Witterungsverlauf im Sommer. 

Die Entwicklungszeit beträgt 10 Jahre unter dem Vorbehalt der Zielerreichung. 

11.3 Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
Die im Lageplan des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan angegebenen Baumpflanzungen 
stellen eine Mindestanzahl an Pflanzungen dar. Die Anzahl und die Lage der Baumpflanzungen 
sind mit Ausnahme der straßenraumprägenden Gehölze variabel, wobei das planerische Konzept 
im Grundsatz einzuhalten ist. 

 

12 ARTENLISTEN 

Es ist auf die Verwendung von autochthonem Pflanzmaterial aus dem Vorkommensgebiet 
6.1 Alpenvorland zu achten. 
Die Verwendung von Nadelgehölzen und Scheinzypressen ist nicht zulässig. 
Zulässig sind alle regionaltypischen Obstgehölze, Nussbäume und Beerensorten. 

12.1 Gehölze 1. Ordnung 
H, 3 x v., mDB, 12-14 (Straßenraumprofil, falls erforderlich). 
Qualität: vHei, 250-300 (flächige Pflanzungen) 
 Acer campestre  Feld-Ahorn, 
 Acer platanoides   Spitz-Ahorn, 
 Alnus glutinosa  Schwarz-Erle, 
 Quercus robur  Stiel-Eiche, 
 Tilia cordata  Winter-Linde 
und andere standortheimische Arten. 

12.2 Gehölze 2. und 3. Ordnung 
Einzelgehölz: H, 3 x v., mDB, 10-12 (Straßenraumprofil, falls erforderlich). 
Qualität: vHei, 200-250 (flächige Pflanzungen) 
 Acer campestre  Feld-Ahorn, 
 Carpinus betulus  Hainbuche, 
 Sorbus aucuparia  Gemeine Eberesche, 
und andere standortheimische Arten. 

12.3 Sträucher 
Mindestqualität: Strauch, mind. 4 Triebe, Höhe 60-100 cm: 
 Berberis vulgaris Berberitze,  Rubus fruticosa  Brombeere, 
 Cornus mas  Kornelkirsche  Rubus idaeus  Himbeere, 

 Cornus sanguinea Roter Hartriegel, Salix aurita  Öhrchen-W, 
 Corylus avellana Haselnuss,  Salix caprea  Salweide, 

 Crataegus monogyna Weißdorn,  Salix cinera  Grau-W., 
 Euonymus europaeus Pfaffenhütchen,  Salix viminalis  Flecht-W., 
 Ligustrum vulgare Liguster,  Viburnum lantana Schneeball. 
 Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche,  

 Rhamnus catharticus Kreuzdorn,   

und andere standortheimische Arten. 
 

Die  zu pflanzenden Gehölze sind zu pflegen und zu erhalten. Ausfallende Gehölze sind zu 
ersetzen, wobei die Neupflanzungen ebenfalls den festgesetzten Güteanforderungen zu 
entsprechen haben und in der nächstmöglichen Pflanzperiode zu pflanzen und arttypisch zu 
entwickeln sind. 

Die durch die Pflanzbindung geschützten Bäume sind zu unterhalten und bei Abgang artgleich zu 
ersetzen. Auf das Straßenraumprofil ist zu achten. 

Die zu erhaltenden Gehölzbestände sind während der Bauphase durch geeignete Maßnahmen 
zu  schützen. Die Regelungen der DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) sind bei der Bauausführung zu beachten. 

Einzelbäume 
Zur Begrünung des Straßenraumes sind Bäume gemäß den Artenlisten 12.1 und 12.2 mit den 
festgesetzten Mindestqualitäten an den vorgesehenen Standorten zu pflanzen. Diese Standorte 
sind an die Lage im Bereich der privaten Verkehrserschließung anzupassen und hier 
entsprechend veränderbar. 

Bei Gehölzen, die straßenraumwirksam festgesetzt sind, ist auf das Straßenraumprofil zu achten. 

Zur Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Bäume gemäß der Artenliste 
12.2 und den darin festgesetzten Mindestqualitäten zu pflanzen, wobei vorwiegend 
standortgerechte Laubgehölze zu verwenden sind. Bei Baumpflanzungen zu den 
Nachbargrundstücken soll der Anteil heimischer Gehölze mindestens 60 % betragen, im 
Übergangsbereich zur freien Landschaft 100 %. 

Heckenpflanzung: 

Die Strauchpflanzungen sind ein- bis dreireihig, je nach verfügbarer Flächentiefe, vorzunehmen. 
Es gelten ein Pflanzabstand in der Reihe von 1,5 m und ein Reihenabstand von 1,0 m, wobei die 
Reihen auf Lücke zu setzen sind. Die Pflanzung hat in Gruppen von  
7-9 Stück einer Art (Artenliste 12.3) zu geschehen. 

Die Pflanzarbeiten sind in der nach der Fertigstellung der Baumaßnahmen folgenden 
Pflanzperiode fachmännisch auszuführen. 

 

13 ARTENSCHUTZMASSNAHMEN 
Leuchtmittel 

Bei den Außen-, Parkplatz-, Werbeanlagen- und Straßenbeleuchtungen sind ausschließlich 
insektenunschädliche Leuchtm itte l (Natriumdampf-Lampen oder LED „warmweiß" mit 
max. 2700 K) zu verwenden. 

Es ist darauf zu achten, dass die Abstrahlung nach oben verhindert und das Licht gezielt auf die 
zu beleuchtenden Flächen gelenkt wird. Strahler und Bodenleuchten sind daher nicht zulässig. 
Es sind geschlossene Lampengehäuse zu verwenden, deren Oberfläche nicht heißer als 60°C 
wird. Die Lampen müssen streulichtarm (Lichtwirkung nur nach unten, Abschirmung seitlich und 
oben) und staubdicht sein. Parkplatz- und Werbebeleuchtungen sind außerha lb von 
Öffnungszeiten oder spätestens ab 23:00 bis 6:00 Uhr abzuschalten. 

Schutz vor Vogelschlag 

Zur Vermeidung von Vogelschlag und damit der Tötung von Tierarten ist für Glasflächen und  
-fassaden mit einer Größe von mehr als 5 m² ausschließlich die Verwendung von 
Vogelschutzglas zulässig (vgl. z. B. Empfehlungen auf http://www.vogelglas.info). 

Gehölzrodungen 

Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen werden Gehölzrodungen außerhalb der Brutzeit von 
Vögeln und Wochenstuben- und Winterquartierszeit von Fledermäusen im Zeitraum von 
01. Oktober bis 28./29. Februar (gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG bzw. Art.16 (1) BayNatSchG) 
durchgeführt. 

14 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM AUSGLEICH 

Die erforderliche Kompensation von 32.779 Wertpunkten erfolgt auf einer Teilfläche des 
Flurstücks 1071 der Stadt Mainburg, Gemarkung Lindkirchen. Die Fläche umfasst ca. 5.463 m². 

 
Darstellung der Flurkarte als Eigentumsnachweis nicht geeignet – Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 

Entwicklungsziel ist auf der gesamten Fläche die Ausbildung einer seggen- und binsenreichen 
Nasswiese [Biotoptyp G222 gemäß der Bayerischen Kompensationsverordnung]. 

Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen: 
 Entwicklung durch Nutzungsextensivierung; ca. 1.881 m² | 11.285 WP. 

Zweischürige Mahd: Erster Schnitt Mitte Juni, zweiter Schnitt Mitte August. 
 Entwicklung durch Ansaat; ca. 3.582 m² | 21.494 WP. 

Die Pflegemaßnahmen richten sich in den ersten Jahren nach den Herstellerangaben 
des Saatguts. 
Im Weiteren: Zweischürige Mahd; erster Schnitt Ende Juni, zweiter Schnitt im September. 

Zeitdauer bis zur Erreichung des Entwicklungsziels 10 Jahre. 

Auf einer Teilfläche von 276 m² erfolgt eine Kompensation für zwei Bauvorhaben auf den 
Flurstücken 935/35 und 935/64 der Gemarkung Kelheim auf Grundlage des Bebauungsplans 
„Donaupark“ der Stadt Kelheim. 

Auf den Ausgleichsflächenplan in der Anlage zur Begründung wird im Weiteren verwiesen. 
 

C) SCHALLSCHUTZ 
 
15 Maßnahmen zum Schutz vor einwirkendem Verkehrslärm 

Für schutzbedürftige Nutzungen, die in der Parzelle 1 östlich der 64 dB(A)-Isophonen-Linie für 
die Tagzeit entstehen, gilt: 
Schutzbedürftige Aufenthaltsräume nach der DIN 4109, die ausschließlich über Fenster in der 
Ostfassade belüftet werden können, sind mit einer fensterunabhängigen Lüftungseinrichtung 
auszustatten. 

Für Betriebsleiter- und Mitarbeiterwohnungen, die in der Parzelle 1 östlich der 50 dB(A)-
Isophonen-Linie für die Nachtzeit entstehen, gilt: 
Überwiegend zum Schlafen genutzte Räume, die ausschließlich über Fenster in der Nord-, Ost- 
oder Südfassade belüftet werden können, sind mit einer fensterunabhängigen Lüftungseinrich-
tung auszustatten. 

Erforderliches Bau-Schalldämm-Maß 

Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind 
Vorkehrungen nach den Vorgaben der DIN 4109 zum Schutz vor Gewerbe- und Straßenver-
kehrslärm zu treffen. 

Außenflächen schutzbedürftiger Aufenthaltsräume müssen abhängig von der Raumart mindes-
tens das folgende bewertete Gesamt-Bau-Schalldämm-Maß R’w,ges nach der DIN 4109:2018-01, 
Teil 1 erreichen: 

Parzelle R’w,ges [dB] 

1 (bis zu 7 m Abstand von der östlichen Baugrenze) 40 

1 (ab 7 m Abstand von der östlichen Baugrenze) 38 

2 - 20 35 

Bei Büroräumen, schutzbedürftigen Arbeitsräumen und Ähnlichem ist ein Abschlag von 5 dB zu-
lässig. Die Mindestanforderung beträgt für alle schutzbedürftigen Aufenthaltsräume 
R’w,ges ≥ 30 dB. 

 

10 SCHALLSCHUTZ 

Die in den Festsetzungen genannten Normen und Richtlinien und die schalltechnische Untersu-
chung der C. Hentschel Consult Ing.-GmbH vom 11.08.2026 (Bericht Nr. 3210-2026 / SU V02) 
können zu den üblichen Öffnungszeiten bei der Stadt Mainburg eingesehen werden. 

Die DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ ist eine bauaufsichtlich eingeführte DIN-Norm und da-
mit bei der Bauausführung generell eigenverantwortlich durch den Bauantragsteller im Zusam-
menwirken mit dem zuständigen Architekten umzusetzen und zu beachten. Bei den festgelegten 
Bauschalldämm-Maßen handelt es sich um Mindestanforderungen nach der DIN 4109. 

Die maßgeblichen Außenlärmpegel La für die Ableitung des notwendigen Gesamt-Bau-
Schalldämm-Maßes nach DIN 4109-1:2018-01 berechnen sich aus einer energetischen Addition 
der für das Prognosejahr 2040 nach den Vorgaben der RLS-19 prognostizierten Straßenver-
kehrslärmbeurteilungspegel und des tagsüber in einem Mischgebiet (MI) zulässigen Immissions-
richtwerts der TA Lärm von 60 dB(A) sowie unter Berücksichtigung der nach Kapitel 4.4.5 der 
DIN 4109-2:2018-01 eventuell erforderlichen Zuschläge (z. B. für die erhöhte nächtliche Störwir-
kung für überwiegend zum Schlafen genutzte Räume). 

Im Rahmen der Harmonisierung der europäischen Normen gibt es neben der Einzahlangabe für 
das bewertete Schalldämm-Maß so genannte Spektrum-Anpassungswerte „C“. Beispielsweise: 
Rw (C;Ctr) = 37 (-1;-3). Der Korrekturwert „Ctr“ berücksichtigt den städtischen Straßenverkehr mit 
den tieffrequenten Geräuschanteilen. Es wird empfohlen, bei der Auswahl der Bauteile darauf zu 
achten, dass die Anforderung mit Berücksichtigung des Korrekturwerts Ctr erreicht wird. 

Mit dem Antrag auf Genehmigung zur Errichtung einer Anlage, zur Veränderung der Be-
triebsstätten einer Anlage oder zur wesentlichen Veränderung in dem Betrieb einer Anlage in der 
Parzelle 1 ist eine schalltechnische Untersuchung unter Berücksichtigung der Lärmvorbelastung 
nach den Vorgaben der TA Lärm vorzulegen. 

11 GRUNDWASSERSCHUTZ 

Genaue Angaben zum höchsten Grundwasserstand (HGW) als Planungsgrundlage für Baumaß-
nahmen müssen durch ein Gutachten eines fachkundigen Ingenieurbüros ermittelt werden. Die 
Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei 
Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Schichtenwassersichern muss. Insbesondere hat der 
Bauherr zu überprüfen, ob Vorkehrungen gegen Grundwassereintritt in Kellerräume, Tiefgaragen 
etc. zu treffen sind. Darüber hinaus sind bauliche Anlagen, soweit erforderlich, druckwasserdicht 
und auftriebssicher auszubilden. Für das Bauen im Grundwasserschwankungsbereich sowie für 
eine evtl. notwendige Bauwasserhaltung ist beim Landratsamt Kelheim eine wasserrechtliche 
Genehmigung einzuholen. Sollte der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen geplant sein, so 
ist die Anlagenverordnung – Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen und über Fachbetriebe (VAwS) zu beachten und die fachkundige Stelle Wasserwirtschaft 
des Landratsamtes Kelheim zu beteiligen. 

Die Anzeigepflicht von Grundwasserfreilegungen nach § 49 WHG bzw. die Erlaubnis mit Zulas-
sungsfiktion nach Art. 70 BayWG sind zu beachten. 

12 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG 

Die Grundstücksentwässerung hat nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 und 
DIN EN 12056 zu erfolgen. 

Die Bodenversiegelung im gesamten Planungsbereich ist dabei auf das unbedingt erforderliche 
Maß zu beschränken. Zur Aufrechterhaltung der natürlichen Versickerungsfähigkeit sind die Zufahr-
ten und PKW-Stellflächen soweit als möglich versickerungsfähig zu gestalten. 

Es wird weiterhin empfohlen, bei versickerungsfähigem Untergrund das Niederschlagswasser 
von den Dachflächen und den Grundstückszufahrten möglichst nicht in die Kanalisation einzulei-
ten, sondern mittels breitflächiger Versickerung über die belebte Bodenzone dem Untergrund zu-
zuführen oder über geeignete Rückhalteeinrichtungen (z. B. Teichanlagen, Regenwasserzister-
nen) zu sammeln. Im Vorfeld ist die ausreichende Sickerfähigkeit des Untergrundes nachzuwei-
sen. 

Für eine schadlose Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
ist die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) maßgebend.  
Weiterhin sind die "Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem  
Niederschlagswasser in das Grundwasser" (TRENGW) zu beachten. 

Bei Dachdeckungen mit Zink-, Blei- oder Kupfergehalt, die eine Gesamtfläche von 50 m² über-
schreiten, sind zusätzliche Reinigungsmaßnahmen für die Dachwässer erforderlich. Bei be-
schichteten Metalldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach  
DIN 55928-8 bzw. die Korrosivitätskategorie C 3 (Schutzdauer „lang“) nach DIN EN ISO 12944-5 
einzuhalten. Eine entsprechende Bestätigung unter Angabe des vorgesehenen Materials ist dann 
vorzulegen. 

Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen oder Schneeschmelze 

Falls es bei Starkniederschlägen oder Schneeschmelze zu wild abfließendem Wasser kommen 
sollte, darf dieses nicht zum Nachteil Dritter ab- bzw. umgeleitet werden. 

Geeignete Schutzmaßnahmen gegen wild abfließendes Wasser und Schichtenwasser sind vor-
zusehen, z. B. die Anordnung des Erdgeschosses mindestens 50 cm über Geländeniveau) und 
die wasserdichte Ausführung des Kellergeschosses (das bedeutet auch, dass  
alle Öffnungen sowie Leitungs- und Rohrdurchführungen wasserdicht oder anderweitig  
geschützt sein müssen). Detaillierte Empfehlungen zum Objektschutz und baulichen Vorsorge 
enthält die Hochwasserschutzfibel des Bundesumweltministeriums (www.bmub.bund.de; Such-
begriff „Hochwasserschutzfibel“). Es wird empfohlen für ausreichenden Überschwemmungs-
schutz zu sorgen. 

13 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan umfasst die ver-
messenen Grundstücksflächen der Flurnummern 870 und 871/3 der Gemarkung Lindkirchen so-
wie der Flurnummer 769/5 der Gemarkung Mainburg mit einer Fläche von insgesamt 
ca. 32.073 m². 

14 DIN-NORMEN 

Die DIN-Vorschriften, auf die in den Festsetzungen und in der Begründung zu diesem Bebau-
ungsplan mit Grünordnungsplan verwiesen werden, sowie anderweitig im Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan erwähnte Normblätter, Richtlinien, Regelwerke etc. sind im Rathaus der Stadt 
Mainburg (Rathaus, Marktplatz 1-4, 84048 Mainburg, Zimmer Nr. 4.03) während der allgemeinen 
Dienststunden einzusehen. 

15 INKRAFTTRETEN  

Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 

1 PLANGRUNDLAGE 

Die aktuelle ALKIS-Flurkarte der Bayerischen Vermessungsverwaltung wurde von der Stadt 
Mainburg zur Verfügung gestellt.  

Die Planzeichnung ist zur Maßentnahme nur bedingt und als Eigentumsnachweis nicht  
geeignet, da keine Gewähr für Maßhaltigkeit und Richtigkeit gegeben ist. 

2 BAUGRUND 

Zur endgültigen Klärung der Untergrundverhältnisse hinsichtlich Gründung der Gebäude und 
Erschließungsanlagen sowie der Versickerungsverhältnisse, wird den Bauwerbern die Erstellung 
von Boden- und Baugrundgutachten nach DIN EN 1997 empfohlen. 

3 BODENSCHUTZ – SCHUTZ DES OBERBODENS, MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 

Die Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederverwendung innerhalb der Baufläche ist prio-
ritär anzustreben. Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der anfallende 
Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und so zu sichern, dass er jederzeit zu Kulturzwe-
cken verwendet werden kann. Er ist in seiner gesamten Stärke anzuheben und in Mieten (maxi-
mal 3,00 m Basisbreite, 1,00 m Kronenbreite, 1,50 m Höhe, bei Flächenlagerung 1,00 m Höhe) 
zu lagern. Die Oberbodenlager sind bei einer Lagerdauer von über 6 Monaten mit tiefwurzelnden, 
winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen (z. B. Luzerne, Waldstauden-Segge, Lupine) 
als Gründüngung anzusäen, eine Befahrung mit Maschinen ist zu unterlassen. Die Vorgaben der 
DIN 19731 sind zu beachten. 

4 DENKMALSCHUTZ 

Bei Erdarbeiten zu Tage kommende Keramik-, Metall- oder Knochenfunde sind umgehend dem 
Landratsamt Kelheim bzw. dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden. Die auf-
gefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzei-
ge unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Auf die entsprechenden Bestimmun-
gen des Art. 8 Abs. 1 und 2 BayDschG wird verwiesen. 

5 NACHBARSCHAFTSRECHT / GRENZABSTÄNDE 

Bei allen Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind die geltenden Regelungen des AGBGB 
Art. 47 bis 50 zu beachten und zu angrenzenden benachbarten Flächen nachfolgende Abstände 
einzuhalten: 
 0,50 m für Gehölze niedriger als 2,00 m Wuchshöhe, 
 2,00 m für Gehölze höher als 2,00 m Wuchshöhe, 
 bis zu 4,00 m zu landwirtschaftlichen Nutzflächen für Gehölze höher als 2,00 m. 

6 BAUVERBOTSZONE 

Entlang der freien Strecke von Bundesstraßen gilt gemäß § 9 Abs. 1 FStrG für bauliche Anlagen 
bis 20 m Abstand – gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahndecke – Bauverbot. Eine Aus-
nahmebefreiung von der Anbauverbotszone kann ausschließlich für die Errichtung von Lärm-
schutzanlagen (Wall, Wand, Wall-Wand-Kombination) und deren Bepflanzung erteilt werden. 
Bäume und Lärmschutzanlagen dürfen nur mit einem Mindestabstand von 4,50 m vom Fahrbahn-
rand der Straße errichtet werden (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB, Sicherheit des Verkehrs, unter Be-
rücksichtigung der RPS bzw. RAL). Anpflanzungen entlang der Straße sind im Einvernehmen mit 
dem Staatlichen Bauamt Landshut (Sachgebiet P3) vorzunehmen. 

7 FÜHRUNG UND SCHUTZ VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 

Die Unterbringung der erforderlichen Versorgungsleitungen sollte aus städtebaulichen und gestal-
terischen Gründen im Einvernehmen mit den Leitungsträgern unterirdisch erfolgen. 

Bei Anpflanzung von Bäumen und Großsträuchern ist zu unterirdischen Ver- und Entsorgungslei-
tungen ein Abstand von mindestens 2,50 m einzuhalten. Bei kleineren Sträuchern ist ein Min-
destabstand von 1,50 m ausreichend. 

Der Schutzzonenbereich für Stromkabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur 
Trassenachse. Die Trassen der unterirdischen Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung frei-
zuhalten. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 
18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Ab-
stand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit dem Versorgungsträger geeignete Schutz-
maßnahmen durchzuführen. Es ist das Merkblatt über Bäume, unterirdische Leitungen und Kanä-
le, Ausgabe 2013 vom FGSV Verlag www.fgsv-verlag .de (FGSV-Nr. 939), bzw. die 
DVGW·Richtlinie GW125 zu beachten. 

Der Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich sind frühzeitig (mindestens 
3 Monate) vor Baubeginn dem Versorgungsträger schriftlich mitzuteilen. Nach § 123 BauGB sind 
die Gehwege und Erschließungsstraßen soweit herzustellen, dass Erdkabel in der endgültigen 
Trasse verlegt werden können. Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die 
Verlegezonen mit endgültigen Höhenangaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und 
den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort bei Bedarf durch den Erschließungsträger (Stadt) 
abzustecken. Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist ein angemessenes Zeitfenster zur 
Verfügung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeinträchtigungen durchge-
führt werden können. Es dürfen für Kabelhausanschlüsse nur marktübliche Einführungssysteme, 
welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Prüfnachweise sind vorzu-
legen.  

8 ABFALLRECHT 

Größe, Zahl und Art der Abfallbehältnisse richten sich nach den Bestimmungen der jeweiligen 
geltenden Satzung. Kann der angefallene Müll nicht direkt durch die Müllfahrzeuge  
abgeholt werden, muss von den Abfallbesitzern dieser zu dem nächsten anfahrbaren Sammel-
platz gebracht werden. Auf § 16 Nr. 1 der Unfallverhütungsvorschriften Müllbeseitigung (DGUV-V 
43) wird verwiesen. 

9 IMMISSIONEN DURCH DIE LANDWIRTSCHAFT 

Unmittelbar an den Geltungsbereich grenzen landwirtschaftliche Nutzflächen an. Im Zuge einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen die 
Anlieger mit zeitweise bedingten Geruchsimmissionen (Pflanzenschutzmittel, Gülle, Mist), 
Staubimmissionen (Ernte-Drusch, Trockenheit) und Lärmimmissionen (landwirtschaftliche Maschi-
nen) – auch an Sonn- und Feiertagen – rechnen. Die Bauwerber sind entsprechend darauf hinzu-
weisen. 
 

Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 
 

Öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz 
 
Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

Private, nicht überbaubare Grundstücksfläche zur Randeingrünung 
(s. Ziffer 9 der Festsetzungen durch Text) 

 
Extensiv genutztes, artenreiches Grünland 
(s. Ziffer 11.2 der Festsetzungen durch Text) 

 
Einzelgehölz Einzelgehölz, zu erhalten 
(s. Ziffer 11.3 der Festsetzungen durch Text)  

 
Baum-/ Strauchpflanzung 
(s. Ziffer 11.3 der Festsetzungen durch Text) 

 
Externe ökologische Ausgleichsfläche 
(s. Ziffer 14 der Festsetzungen durch Text) 

 
Sonstige Planzeichen 
 

Isophon Tag 
64 dB(A)-Isophonen-Linie = Linie, ab der der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV während der 
Tagzeit für ein MI überschritten wird 

Isophon Nacht 
50 dB(A)-Isophonen-Linie = Linie, ab der der Orientierungswert der DIN 18005, Beiblatt 1, während 
der Nachtzeit für ein MI überschritten wird 

 
Abgrenzung nach dem Maß der Nutzung 

 
Ga/Ca St TGa NA 
Garagen/Carports private Stellplätze Tiefgarage Nebenanlagen 

 
   
Bemaßung (Beispiel)  Müllsammelstelle 

(zur Abholung für 
Parzelle 4) 

 
Bezugspunkt Höhe baulicher Anlagen 
(s. Ziffer 2.4 der Festsetzungen durch Text 

 
Nutzungsschablone 
1. Art der baulichen Nutzung sowie Flächenangabe 
2. Grundflächenzahl (GRZ) 
3. Geschossflächenzahl (GFZ) 
4. Dachform (DF) und Dachneigung (DN) 
5. Wandhöhe (WH) 

 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes mit 
Grünordnungsplan 

 
Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Mischgebiet (s. Ziffer 1.1 der Festsetzungen durch Text) 

 
Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

Zahl der Vollgeschosse 
 
 max. 2 Vollgeschosse zulässig  max. 3 Vollgeschosse zulässig 

 
Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

 
Baugrenze 1:  Die den Hauptnutzungszwecken dienenden überbau-

baren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen 
festgesetzt. Eine Überschreitung der Baugrenzen im 
Erdgeschoss für Terrassen, Balkone und deren 
Überdachungen, sowie Wintergärten, ist bis zu einer Tiefe 
von max. 2,50 m in Richtung Süden und Westen zulässig. 

Baugrenze 2:  Fläche für bauliche Anlagen zur Nutzung als Tiefgarage 
und für oberirdische bauliche Anlagen im Zusammenhang 
mit der Ein- und Ausfahrt. 

Baugrenze 3: Fläche für Parkflächen / Stellplätze / Nebenanlagen. 
 
Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

 
Straßenverkehrsfläche 
 

 
Öffentlicher Gehweg 
 

Verkehrsfläche, verkehrsberuhigt 
 

Öffentlicher Geh-/ Radweg 
 

Straßenbegrenzungslinie 
 

Privatweg 

Einfahrt Garagen / Carports / 
Stellplätze 
 

Ein-/ Ausfahrt 
 

 
Private Verkehrsflächen 
[nicht eingezäunt; zur Erschließung der Bauparzellen] 

 
Verkehrsgrün 

 
Versorgungsflächen und Abwasserbeseitigung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 6 BauGB) 
 

Fläche für Trafostation 
 
Fläche zur Niederschlagswasserbeseitigung 
[schematische Darstellung; Festlegung der Lage und Ausführung auf Ebene der 
Entwässerungsplanung] 

 

Bauverbotszone 
(20 m zum Fahrbahnrand der B 301 gemäß  
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 FStG) 
 

Wegeverbindung, geplant 
(Darstellung schematisch und in der 
Lage variabel) 

Gehölzbestand außerhalb des 
Geltungsbereiches 
 

Regenrückhaltebecken 
außerhalb des Geltungs-
bereiches, bestehend 
 

Flurstücksgrenze 
 

Flurnummer (Beispiel) 
 

Grundstücksgrenze, geplant 
 

Parzellennummer (Beispiel) 
 

Bebauung, bestehend 
 

Parzellengröße (Beispiel) 
 

Höhenangabe in m über NHN 
(Ermittlung aus atlas.bayern.de, KomPlan) 
 

 

Wassersensibler Bereich 
(Nachrichtliche Übernahme www.lfu.bayern.de) 

Biotopkartierung Flachland 
(Nachrichtliche Übernahme 
www.lfu.bayern.de) 
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